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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Wir werden die Politik 
dieser Koalition 
konsequent fortsetzen 
^lbstverständlich Anlaß zu „großer Freude" 
at im Anschluß an eine Sitzung des Bundes- 

'^stands Bundeskanzler Helmut Kohl auf ei- 
P" Pressekonferenz im Konrad-Adenauer- 
J:aus am 15. Mai die Ergebnisse der Wahlen in 
°rdrhein-Westfalen und in Bremen genannt. 
owohl es nicht einfach war, in eine Wahl zu ge- 

^n> von der man überall - insbesondere in Nord- 
en-Westfalen - hatte hören können, sie würde 
^nehin keine Veränderung bringen, sei das Er- 

p>nis in Bremen für die SPD „schlicht und ein- 
vjch eine Katastrophe" und habe das Ergebnis in 

N°rdrhein-Westfalen 

Die Ära Rau ist vorbei 

£ *eigt: Die Ära Rau ist vorbei, selbst wenn es der 
r°ffene vielleicht selber noch nicht wisse. 

1i k 8 Monate nac^ der Bundestagswahl habe sich 
j. Gt bewahrheitet, was in früheren Wahlperioden 
^l die Regel war, daß nämlich eine erfolgreiche 

ndesregierung einen „Durchhänger" hinnehmen 
s>e

Ußte- Helmut Kohl: Wir haben statt dessen ge- 
die Sozialdemokraten auf eine Weise gewon- 

Fortsetzung auf Seite 2 • 
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Helmut Kohl:Die CDU wird ihre 
ganze Entschlossenheit einsetzen 
• Fortsetzung von Seite 1 

nen, die bemerkenswert ist. Ich habe 
mich bei allen Freunden in der Partei zu 
bedanken, die dafür gekämpft haben. 
Das gilt vor allem für die beiden Spit- 
zenkandidaten, für Helmut Linssen und 
Ulrich Nölle. 

Scharping wird scheitern 

In dem Wahlergebnis vom 14. Mai sieht 
der Bundeskanzler aber auch die Aus- 
sicht darauf, daß die Strategie Schar- 
pings, die Bundesregierung über eine 
Blockadepolitik im Bundesrat in die 
Knie zu zwingen, scheitern wird. Er 
jedenfalls, so Helmut Kohl, „nehme die- 
sen Fehdehandschuh auf". Punkt für 
Punkt würden deshalb die Gesetzge- 
bungsvorhaben behandelt und weiterge- 
führt. Die Politik dieser Koalition werde 
konsequent fortgesetzt. 

Im Oktober bei den Wahlen in Berlin 
und nächstes Jahr bei den Wahlen in Ba- 
den-Württemberg, Schleswig-Holstein 

und Rheinland-Pfalz, werde sich zeigen- 
daß die CDU ihre ganze Entschlossen- 
heit einsetzt und in den Erfolgen der 
Koalition in Bonn die beste Möglichke'1 

sieht, auch in den Ländern ihre Chancel 
zu verbessern und Wahlen zu gewinnen 

Mit großer Genugtuung kommentierte 
der Bundeskanzler die Mißerfolge der 
Rechts- und Linksradikalen. Daß die 
Bundesrepublik Deutschland acht Tage 
nach dem 8. Mai ihnen einmal mehr 
eine klare Absage erteilt hat, erfülle ihn 
mit großer Befriedigung. Deutschland 
sei ein Ort der Stabilität, und wir sind 
stolz darauf, so der Kanzler, daß wir 
dazu unsern Beitrag leisten konnten. 

Ein guter Tag 
^y 

Auch wenn er nicht daran glaube, daß 
irgendetwas einen jünger machen kön- 
ne, sei es dennoch belebend, in solchei1 

Zeiten Wahlkampf zu führen. Helmut 
Kohl: Es tut einem gut, solche Tage zn 
erleben, und heute ist ein guter Tag. 

Generalsekretär Peter Hintze: 
Eine gute Voraussetzung auch für die 

Wahlkämpfe, die vor uns liegen 
Wir haben zwei interessante und insge- 
samt erfolgreiche Wahlkämpfe geführt: 
eine gute Voraussetzung auch für die 
Wahlkämpfe, die vor uns liegen. Wir 
wollen deshalb dafür sorgen, daß wir 
auch in Zukunft erfolgreich bleiben mit 
einer interessanten Parteiarbeit und mit 

einer Weiterentwicklung unserer Kon- 
zeption von der ökologischen und so- 
zialen Marktwirtschaft, wie wir sie im 
Grundsatzprogramm angelegt haben, 
werden wir den Fragen an der Schwelle 
zum 21. Jahrhundert gerecht werden 
und auch in Zukunft Wahlen gewinnen. 
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Für die CDU ist bemerkenswert, und das 
wird auch die Struktur der neuen Fraktion 
sehr stark bestimmen, daß wir statt 29 
Wahlkreise nunmehr 43 Wahlkreise direkt 
gewonnen und davon allein 14 der SPD 
abgenommen haben. Das ist deshalb gut, 
weil natürlich möglichst viele der Frakti- 
onsmitglieder auch in dem Wahlkreis zu 
Hause sein sollten, den sie gewonnen ha- 
ben. 
Ich bedauere, daß die FDP ausgeschieden 
ist, weil uns eine gute Zusammenarbeit 

Helmut Linssen: 

Nur der Rau-Bonus hat ein noch 
größeres Desaster der SPD verhindert 
Unser erstes Wahlziel hat voll gezogen, 
das heißt: Brechen der absoluten Mehr- 
heit der SPD. Sie wissen, seit 15 Jahren 
8>bt es diese absolute Mehrheit, die sich 
?ü einer Betonmehrheit entwickelt hat. 
Die Sozialdemokraten haben das 
schlechteste Ergebnis seit 20 Jahren er- 
ficht. 

^ir haben sicherlich nicht auf Anhieb un- 
ser zweites Wahlziel, das heißt 40 plus X, 
erreicht, aber wir haben zugelegt, und wir 
"aben damit sehr viel erreicht, denn für 
^as Jahr 2000 ist es ungemein wichtig, 
daß die Erosion der SPD schon jetzt, im 
Jahre 1995, stattfindet. Der Rau-Bonus hat 
*^ar dazu geführt, daß es kein noch 
größeres Desaster bei der SPD gegeben 
hat, aber auch der Rau-Bonus ist längst 
n'cht mehr das, was er früher einmal war. 

k'e alten Schlachtrösser der SPD, ich nen- 
ne Herrn Schnoor und Herrn Farthmann, 
^scheinen nicht mehr im Landtag. Beide 
haben ihre Wahlkreise verloren. Damit er- 
pbt sich eine völlige Veränderung der 
J-andtagsfraktion der SPD. Aber an den 
Lockerungsübungen des Ministerpräsiden- 
ten heute morgen, der sich offensichtlich 
j^eht mehr daran erinnern kann, was er al- 
les vor dem Wahlkampf zu Rot/Grün vor- 
getragen hat, merkt man, daß er an seinem 

essel klebt. Es wird interessant sein, zu 
erfolgen, wie sich das weiterentwickelt. 

lch sage Ihnen voraus: eine rot-grüne Ko- 
rjUion wäre für Nordrhein-Westfalen eine 
^•atastrophe, weil sich nämlich damit die 
Abwärtsbewegung Nordrhein-Westfalens 
Serade im wirtschaftlichen Bereich fort- 
Setzen würde. 

Erklärung des 
Spitzenkandidaten bei der 
nordrhein-westfälischen 
Landtagswahl, Helmut 

Linssen, auf der gemeinsamen 
Pressekonferenz mit dem 

Bundeskanzler am 15. Mai im 
Konrad-Adenauer-Haus 

verbunden hat. Für die Koalition in Bonn 
sehe ich in diesem Zusammenhang keine 
Turbulenzen. Bemerkenswert ist aber, daß 
die Nicht-Koalitionsaussage der FDP si- 
cherlich mit dazu geführt hat, daß die FDP 
nun zwischen allen Stühlen sitzt und auch 
aus dem Landtag herausgefallen ist. 
Was die Themen unseres Wahlkampfes 
betrifft, so haben wir, wie Sie wissen, Ar- 
beitslosigkeit, Innere Sicherheit, Krimina- 
litätsbekämpfung und die Bildungsproble- 
me in Nordrhein-Westfalen stark in den 
Vordergrund gerückt. Aber es war in die- 
sem Wahlkampf nur schwer möglich, die- 
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se Themen auch so rüberzubringen, wie 
wir uns das gewünscht hatten, weil die 
SPD überhaupt nicht daran interessiert 
war und, wo es nur ging, den Versuch 
machte, den Wahlkampf überhaupt in Wat- 
te laufen zu lassen. 
Ich glaube, das war auch der größte Fehler 
der SPD in ihrem Wahlkampf, daß sie die 

Diskussion über Sachprobleme verweigert 
hat. 
Wir haben gemeinsam gekämpft, die CDU 
in Nordrhein-Westfalen ist in guter Verfas- 
sung. Wir werden jetzt alles weitere mit 
großem Interesse verfolgen. Die SPD ist 
mit der Regierungsbildung beauftragt und 
hat dabei die Federführung. 

Norbert Blüm: Der Lack ist ab 
Ich fasse zusammen: Der Lack ist ab. Das ist wichtig für die weitere Entwicklung in 
Nordrhein-Westfalen. Die SPD hat sich ja dargestellt, als wäre sie der Monopolist. 
Das ist nun vorbei, sie muß vom hohen Roß herunter. Und was am spannendsten 
ist: wie wird Herr Rau mit seinem Wort umgehen, daß er nicht der Ministerpräsi- 
dent einer rot-grünen Koalition wird? 

Ulrich Nölle: 

Eine stabile Koalition ohne die 
CDU ist in Bremen nicht möglich 
Das Wahlergebnis in Bremen hat die 
Zusammensetzung der Bürgerschaft 
grundlegend verändert. Wir haben 
schon während des Wahlkampfes fest- 
gestellt, daß sich in der Meinung der 
Bevölkerung zur SPD eine enorme Ver- 
änderung ergeben hat. Wir hatten 
schon vor der Wahl das Gefühl, daß ein 
Umschwung auch deswegen erforder- 
lich gehalten wird, weil die Bevölkerung 
der SPD nicht mehr zutraut, dieses klei- 
ne Bundesland tatkräftig zu führen und 
auch zu sanieren. 
Sie wissen, daß Bremen ein Sanierungs- 
programm hat, daß Bremen fünf Jahre 
lang vom Bund Geld bekommt, um den 
Haushalt zu konsolidieren. Anderthalb 
Jahre dieses Fünfjahreszeitraums sind vor- 
bei, und die Situation ist in Bremen 
schlechter denn je. Die Bevölkerung spürt, 
hier muß ein Wechsel her, und dieses Ge- 

fühl hat sich nun in der Wahl dramatisch 
entladen. 
Wer vor vier Jahren noch sah, daß die 
SPD mit einer absoluten Mehrheit von 51 
Prozent in die Wahl ging, dann auf 38,8 
zurückfiel und der Unterschied zur CDU 
auf ganze 8 Prozentpunkte zusammen- 
schmolz, wo er doch früher bei 27 Pro- 
zentpunkten lag, konnte diesmal erleben, 
daß die CDU am Wahlabend zeitweise die 
Nase sogar vorn hatte und nachher um 
2.700 Stimmen daran gescheitert ist, bei 
zwar gleicher Sitzzahl größte Partei zu 
werden. 
CDU und SPD haben nun in der Bürger- 
schaft je 37 Sitze: eine Situation, die das 
Desaster, das die SPD in Bremen erlebt 
hat, nicht ausreichend beschreibt. 
Die Situation in Bremen ist wie folgt zu 
bewerten: Die SPD hat während des Wahl' 
kampfes deutlich gemacht, daß sie eine 
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Koalition mit den Grünen möchte. Erst 
kurz vor Wahlende ist Wedemeier auf eine 
große Koalition eingeschwenkt - in der 
Hoffnung, er könne damit weitere Wähler 
für sich mobilisieren. Das Ergebnis sind 
5I Prozent für Rot-Grün gegenüber 49 
Dozent für die Opposition oder 2 Manda- 
te Vorsprung. 
^as heißt aber: Null Mandate Vorsprung, 
wenn man das Bremer Wahlrecht kennt, 
Wonach bei der Wahl von Senatoren, und 
2war jedem einzelnen Senator, 51 Stim- 
men erforderlich sind. Das heißt: wenn ich 
einen Senat mit 8 oder 9 Senatoren zusam- 
menstelle, muß ich in acht oder neun 
Mahlgängen alle Abgeordneten, alle 51 
abgeordneten für die Wahl der Senatoren 
bekommen. 
^aß dies nicht möglich ist, brauche ich 
n'cht näher zu erläutern. Das haben auch 
•n der Vergangenheit immer wieder die be- 
treffenden Wahlen gezeigt. Der eine oder 
andere Senator hatte drei bzw. vier Stim- 
men weniger, als er eigentlich hätte 
haben müssen. 
Fur Bremen bedeutet das, zu überlegen: 
Welche Koalition ist machbar? Und dabei 
steht jetzt schon fest: eine stabile Koaliti- 
°n ohne die CDU ist in Bremen nicht 

Erklärung des Spitzenkandi- 
daten bei der Bremer Bürger- 
schaftswahl, Ulrich Nölle, auf 
der gemeinsamen Pressekon- 
ferenz mit dem Bundeskanz- 
ler am 15. Mai im Konrad- 
Adenauer-Haus 

denkbar. Die CDU hat deshalb bei den 
Koalitionsverhandlungen, die wir morgen 
beginnen wollen, eine äußerst gute strate- 
gische Ausgangslage. 
Wir wollen mit allen Gruppierungen, allen 
Parteien, die in der Bürgerschaft sind, 
sprechen, und wir wollen unsere Politik 
deutlich machen, die daraufhinausläuft, 
dieses Bundesland zu sanieren und seine 
Selbständigkeit zu erhalten. 
Die Bremer sind in dieser Frage etwas alt- 
modisch. Als die älteste Stadtrepublik der 
Welt möchten wir nicht gerne miterleben, 
daß unsere Selbständigkeit in Frage ge- 
stellt wird, zumal man in Bremen mit ei- 
ner guten Politik hervorragende Möglich- 
keiten hat, dieses Land auch wirklich in 
eine gute Zukunft zu bringen. 

Bernd Neumann: PDS und DVU nicht vertreten 
Es hat bei dieser Wahl ja den Versuch 
der PDS gegeben, unter Einsatz von 
Hunderttausenden, wenn nicht bereits 
einer Million DM in diesen Wahl- 
kampfeinzugreifen und in einer ver- 
meintlich für sie günstigen Großstadt 
zu einem ersten Erfolg in einem west- 
deutschen Bundesland zu kommen. 
Die PDS war zu Hunderten über viele 
Tage, an der Spitze der Herr Gysi, in 
Bremen vertreten. Das Ergebnis ist 
eindeutig: es ist schlechter als das Er- 
gebnis bei der Bundestagswahl. Die 

PDS hat nicht mehr als 2,4 Prozent 
der Stimmen erreicht. Ähnlich bemer- 
kenswert ist das Ergebnis der Rechts- 
radikalen. Bei der letzten Bürger- 
schaftswahl hatten sie zusammen über 
7 Prozent auf Landesebene, die DVU 
zog dann in die Bremische Bürger- 
schaft ein. Sie hatte in Bremerhaven 
sogar 10 Prozent. Aber die Deutsche 
Volks-Union, die ebenfalls mit einem 
massiven Einsatz von Propaganda- 
Material in Bremen gewirkt hat, hat 
nur 2,5 Prozent der Stimmen erreicht. 
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Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen 

CDU gewinnt 43 Wahlkreise und 
holt 14 davon von der SPD 
Die SPD verlor bei der nordrhein-west- 
fälischen Landtagswahl vom 14. Mai 
1995 ihre absolute Mehrheit, die sie drei 
Legislaturperioden lang innehatte. Ihr 
Wahlergebnis von 46,0 Prozent 
(= 3,817 Mio. Stimmen) ist das schlech- 
teste seit 20 Jahren. Gegenüber der 
Landtags wähl von 1990 büßte sie 4 Pro- 
zentpunkte ein. Künftig wird sie im 
Landtag nur noch mit 108 von 221 Sit- 
zen vertreten sein, die sie alle direkt ge- 
wann. 
Sie verlor damit gegenüber der Vorwahl 
15 Sitze. Zu beachten ist dabei, daß sich 
die Mandatszahl im neuen Düsseldorfer 
Landtag gegenüber der vergangenen Le- 
gislaturperiode um 18 verringert, da es 
diesmal zu weniger Überhang- und damit 
auch zu weniger Ausgleichsmandaten 
kam. 
Die CDU konnte mit einem Anteil von 
37,7 Prozent (= 3,124 Mio.) ihr Ergebnis 
der Vorwahl um 1 Prozentpunkt steigern. 
Im verkleinerten Landtag bringt ihr dies 
89 Mandate (- 1) ein. Sie gewann 43 
Wahlkreise direkt und holte 14 davon von 
der SPD. Umgekehrt konnte die SPD kei- 
nen Wahlkreis von der CDU gewinnen. 
Die Grünen sind der große Zugewinner 
der Wahl und jetzt dritte Kraft im Lande. 
Sie konnten an ihr gutes Kommunalwahl- 
ergebnis vom Oktober vergangenen Jahres 
anknüpfen und mit 10,0 Prozent (= 831 
Tsd.) ihren prozentualen Stimmenanteil 
gegenüber 1990 verdoppeln. Ihre Man- 
datszahl steigert sich dadurch um 12 auf 
24. 
Die FDP blieb - ebenso, wie bei den 
gleichzeitig in Bremen abgehaltenen Bür- 

gerschaftswahlen - klar unter der Fünf- 
Prozent-Sperrklausel. Ihr Ergebnis von 4,0 
Prozent (= 333 Tsd.) liegt um 1,8 Prozent- 
punkte unter demjenigen der Vorwahl. Sie 
konnte damit den positiven Trend, der sich 
bei der hessischen Landtags wähl vom Fe- 
bruar dieses Jahres für sie abzeichnete, 
nicht stabilisieren. Seit September 1993 
verlor sie nunmehr ihre Sitze in 11 Lan- 
desparlamenten. Auch bei der Europawah' 
1994 war sie nicht erfolgreich. Im Düssel- 
dorfer Landtag ist sie nach 1980 zum 

Wahlanalyse der 

Konrad-Adenauer-Stiftung 

zweiten Mal nicht vertreten. Schon bei def 

nordrhein-westfälischen Kommunalwahl 
vor einem halben Jahr hatte sie mit 3,8 
Prozent ihr mit Abstand schlechtestes Er- 
gebnis in der Geschichte des Landes er- 
zielt. 
Alle anderen Parteien kamen zusammen 
auf einen Anteil von 2,3 Prozent (1990: 
2,5 Prozent). Die Stärksten unter ihnen 
sind mit 0,8 Prozent die Republikaner und 
mit 0,7 Prozent die Grauen. Extreme Par- 
teien wurde damit erneut eine Absage er- 
teilt: Die rechtsextremen Republikaner 
verloren sogar 1 Prozentpunkt; die links- 
extreme DKP kam nur auf ein Ergebnis 
von 0,1 Prozent. 
Die Landtagswahl 1995 ist durch die nie**' 
rigste Wahlbeteiligung in der Nachkriegs' 
geschichte der nordrhein-westfälischen 
Landtagswahlen gekennzeichnet. Nur 64,' 
Prozent der Wahlberechtigten machten 
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von ihrem Stimmrecht Gebrauch. Das sind 
7 J Prozentpunkte weniger als bei der 
Landtagswahl 1990. Die Wahlbeteiligung 
f°lgt damit seit 1975 einem von Wahl zu 
Wahl sinkenden Trend. Sie verringerte 
Slch seither um insgesamt 22 Prozent- 
Punkte. 
Absolut betrachtet gaben 8,354 Mio. der 
§ut 13 Mio. Wahlberechtigten und damit 
999 Tsd. weniger als 1990 ihre Stimme ab. 
ßie Grünen sind die einzige Partei, die in 
dieser Situation Stimmen gewann - in der 
Größenordnung von 362 Tsd. Stimmen. 
Alle übrigen Parteien litten unter der De- 
mobilisierung: Die SPD verlor 828 Tsd., 
die CDU 286 Tsd. und die FDP 203 Tsd. 
Stimmen. 

fcestimmungsgründe der Wahl- 
entscheidung: 
IQ Die nordrhein-westfälische Landtags- 
^ahl wurde in hohem Maße von den 
^ichtwählern entschieden. Vor allem die 
SPD verlor den weitaus größten Teil ihrer 
Stimmen an das Nichtwähler-Lager. Dar- 
ker hinaus gab die SPD beträchtliche 
Stimmenanteile an die Grünen ab. 

WQ Der außerordentlich starke Rückgang 
der Wahlbeteiligung spiegelt eine Situati- 
on vor der Wahl wider, die in vierfacher 
\linsicht als spannungslos bezeichnet wer- 
den kann: 
* Rund drei Viertel aller Wähler erwarte- 
ten einen Wahlsieg der SPD, 50 Prozent 
tond sogar 70 Prozent der SPD-Anhänger) 
s°§ar die absolute Mehrheit. Daß es zu ei- 
j^m Regierungswechsel durch CDU und 
J-*P kommen könnte, glaubte nur rund ein 
Pftttel, aber fast 60 Prozent der CDU-An- 
fjänger. Das Rennen war für die meisten 
bereits gelaufen. 
* Im Vorfeld der Wahl wurde von den 
Wählern kaum akuter Problemdruck ge- 
sPürt, die eigene Wirtschaftslage wurde 
j&nz überwiegend positiv eingeschätzt. In 
, le_ser Situation gab es keinen akuten An- 
laß zum Wechsel. 

• Die Wahl fand in einer entpolitisierten 
Grundstimmung statt, zu der die SPD 
(nicht nur als erwarteter Wahlsieger) sel- 
ber wesentlich beitrug. In ihrem Wahl- 
kampf verzichtete sie auf die inhaltliche 
Auseinandersetzung und setzte statt des- 
sen ganz auf ihren Spitzenkandidaten. 

ßj Das Abschneiden der SPD wurde fast 
ausschließlich von dem positiven Image 
von Ministerpräsident Rau bestimmt. Rau 
konnte sich auf parteiübergreifende Zu- 
stimmung stützen. Zwei Drittel aller 
Wähler, darunter ein Viertel der CDU-An- 
hänger, bevorzugten ihn als Ministerpräsi- 
denten. Der Wahlausgang war eine Ent- 
scheidung für Rau, z.T. sogar gegen die 
Einschätzung der SPD, die als Partei ohne 
inhaltliches Profil blieb. 

H Die CDU wurde im Vorfeld der Wahl 
positiv als „unverbraucht" und „politisch 
konzeptionell" wahrgenommen. Aller- 
dings gelang es ihr kaum, mit ihren zen- 
tralen Wahlkampfthemen: wirtschaftliche 
Erneuerung, innere Sicherheit und Bil- 
dungspolitik, die öffentliche Diskussion 
zu bestimmen, obwohl diese Themen zu 
den vordringlichen Aufgaben in den Au- 
gen der Bevölkerung gehörten. 

Kw Die wichtigsten politischen Aufgaben 
in Nordrhein-Westfalen waren: 
• Arbeitsplätze, 
• Wirtschaftspolitik, 
• Innere Sicherheit, 
• Sozialpolitik, Wohnungsbau, Familien- 

politik und Asylpolitik, Umweltschutz 
• Bildungspolitik 

Hl Die CDU galt in Fragen der Wirt- 
schaftspolitik und der Verbrechens- 
bekämpfung als die kompetentere Partei 
vor der SPD, in der Arbeitsmarktpolitik 
lag sie mit ihr gleichauf. Daß die CDU 
trotz ihres Kompetenzprofils in zentralen 
Fragen nocht besser abschnitt, kann als 
Beleg für das entpolitisierte Klima und die 
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hochgradige Personalisierung bei dieser 
Wahl gewertet werden. 

Die CDU konnte ihre Wähler zwar besser 
als die SPD mobilisieren, sie verlor 
gleichwohl ca. 285.000 Stimmen, zumeist 
durch Nichtwahl, in geringerem Maße 
aber auch an die Grünen. 

H Die FDP hat in Nordrhein-Westfalen 
traditionell eine schwache Basis und ver- 
fügt kaum über ein eigenes landespoliti- 
sches Profil. Da die Partei einerseits keine 
Koalitonsaussage gemachte hatte, anderer- 
seits angesichts des erwarteten Wahlsie- 
gers auch kaum eine Regierungsbeteili- 
gung für die FDP erwartet wurde, gab es 
für viele keinen Grund mehr, die Partei zu 
wählen. Auch die FDP verlor das Gros ih- 

rer Wähler an das Nichtwähler-Lager, da- 
neben aber auch beträchtliche Anteile an 
die CDU und geringer an die SPD. 

EH Die Grünen haben zunächst von der 
niedrigen Wahlbeteiligung profitiert, da 
sie selber über eine hochmotivierte An- 
hängerschaft verfügen. Vor allem hat ih- 
nen ihre Koalitionsaussage zugunsten der 
SPD genutzt. Denn sie erlaubte vielen un- 
zufriedenen bisherigen SPD-Wählern, 
diesmal „grün" zu wählen, ohne eine 
SPD-geführte Regierung und ohne Mini- 
sterpräsident Rau in Frage zu stellen. Die 
Grünen haben sich damit als dritte Partei 
etabliert und auch im strukturkonservati- 
ven Nordrhein-Westfalen das Image abge- 
streift, nicht regierungswillig und -fähig 
zu sein. 

Bürgerschaftswahl in Bremen 

Für die CDU setzt sich der 
Aufwärtstrend der Vorwahl fort 
iH Das Wahlergebnis der Bürgerschafts- 
wahl in Bremen vom 14. Mai 1995 hat die 
Parteienlandschaft in Bremen für die 
nächsten vier Jahre grundlegend verän- 
dert. Die SPD erlitt mit 33,4 Prozent aller 
abgegebenen Stimmen erhebliche Ein- 
bußen (- 5,4 Prozentpunkte). Sie bleibt 
mit einem Vorsprung von nur 0,8 Prozent- 
punkten vor der CDU denkbar knapp 
stärkste Partei. Für die Sozialdemokraten 
ist dies das mit Abstand schlechteste 
Wahlergebnis aller Bürgerschaftswahlen 
seit 1947. Damit setzte sich der Nieder- 
gang fort, der schon bei der Vorwahl zu 
erdrutschartigen Verlusten geführt hatte. 
Insgesamt büßte die SPD gegenüber 1987, 
als sie noch über 50 Prozent der Stimmen 
auf sich vereinigte, ca. 17 Prozentpunkte 
ein. 

Absolut wurde die SPD diesmal von 115 
Tsd. Wählern gewählt, was gegenüber def 
Vorwahl einen Verlust von 29 Tsd. Stim- 
men bedeutet. Nach der Wählerwande- 
rungsbilanz von infas profitierte die 
Wählervereinigung AFB am meisten von 
den Verlusten der SPD. Ca. 8.500 ehema- 
lige SPD-Wähler wandten sich der AFB 
zu. Aber auch die CDU konnte 5.000 ehe- 
malige SPD-Wähler für sich gewinnen. 
6.500 Wähler der SPD von 1991 gingen 
diesmal nicht zur Wahl. In der Bürger- 
schaft wird die SPD künftig mit 37 Man- 
daten vertreten sein. 

Fl Die CDU verbesserte ihr Ergebnis vo" 
1991 auf 32,6 Prozent der abgegebenen 
Stimmen (+1,9 Punkte). Sie wurde von 
112 Tsd. Wählern gewählt (- 1.200 Stim- 
men). Die CDU setzte damit ihren Auf- 
wärtstrend der Vorwahl fort. Das jetzige 
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Wahlergebnis liegt nahe an der Bestmarke 
von 33,8 Prozent aus dem Jahr 1975 und 
"^uß in dem Stadtstaat als Erfolg gewertet 
^erden, da die CDU hier aus strukturellen 
gründen (hohe Siedlungsdichte, hohe Ar- 
^itsanteile, hohe Protestanteile) bei 
früheren Wahlen nur selten die 30-Pro- 
^nt-Marke deutlich überschritt. Sie liegt 
pmit erstmals fast gleichauf mit der SPD. 
^ der neuen Bürgerschaft entfallen auf die 
£öU ebenfalls 37 Mandate. 
3 Die Freien Demokraten verfehlten den 
Ir^zug in die Bürgerschaft deutlich. Mit 
j>4 Prozent büßten sie 6,1 Punkte ein. Ins- 
|esamt entschieden sich 11 Tsd. Wähler 
fijr die FDP, das sind ca. 23 Tsd. weniger 
»1991. 
*M Die Grünen erreichten einen Stim- 
Ü^nanteil von 13,1 Prozent und konnten 
^rriit ihr Ergebnis der Vorwahl noch ver- 
lern (+1,7 Punkte). Die Zahl ihrer 
^ähiej- stieg absolut um 3 Tsd. auf jetzt 

^ Tsd. Ihre Mandatszahl in der Bürger- 
jjSMt steigt auf 14 Sitze. 
55 Überraschend hoher Gewinner der 
^gerschaftswahl ist die Wählervereini- 

^Ung „Arbeit für Bremen und Bremerha- 
jj^" (AFB). Zum zweiten Mal in der 

achkriegsgeschichte gelang in Bremen 
•Her regionalen Wählervereinigung der 
Prung in die Bürgerschaft. (1951 war 
les der „Wählergemeinschaft der Flieger- 

jpchädigten" [WdF] gelungen.) Aus dem 
tand erreichte die AFB einen Stim- 

^nanteil von 10,7 Prozent (37 Tsd. 
^ ähler). Das Wahlziel, zusammen mit 
.. f und CDU eine regierungsfähige Ko- 

• .ltlon zur Sanierung des Stadtstaates zu 
jjj!~en» wurde wegen des Scheiterns der 
üp verfehlt. Gleichwohl gab es in Bre- 

. j;n eine Stimmenmehrheit aus CDU, 
^hß und FDP für eine Abwahl der rot- 
JUnen Koalition. In der neuen Bürger- 

haft wird die AFB mit 12 Mandaten ver- 
-^N sein. 
61 - Rechts- und linksextremen Parteien 

Urde bei dieser Wahl eine Absage erteilt. 

Unzufriedenen SPD-Wählern, die mit ih- 
rer Stimmabgabe ihren Protest äußern 
wollten, bot sich mit der AFB eine 
Wählervereinigung der politischen Mitte 
an. Auf die DVU, die zwar in der letzten 
Bürgerschaft vertreten war, aber wegen in- 
terner Querelen ihren Fraktionsstatus ein- 
gebüßt hatte, entfielen nur noch 2,5 Pro- 

Wahlanalyse der 

Konrad-Adenauer-Stiftunq 

zent (= 8 Tsd. Stimmen). Sie büßte damit 
3,7 Prozentpunkte ein (- 14 Tsd. Stim- 
men). Die Republikaner, die nur in der 
Stadt Bremen angetreten waren, kamen 
insgesamt auf 0,3 Prozent (= 1 Tsd. Stim- 
men). 
Die PDS erreichte mit 2,4 Prozent (= 8 
Tsd. Stimmen) nicht einmal ihr Bremer 
Ergebnis der Bundestagswahl. Ihr Wahl- 
ziel, mit einem Einzug in die Bürgerschaft 
in Westdeutschland Fuß zu fassen, ver- 
fehlte sie somit deutlich. 
Wm Nur 68,6 Prozent der Wahlberechtig- 
ten (- 348 Tsd. Wähler) machten von 
ihrem Wahlrecht Gebrauch, 3,5 Prozent- 
punkte weniger als 1991. Das ist die ge- 
ringste Wahlbeteiligung seit 1951. Absolut 
beteiligten sich 27 Tsd. Wähler weniger an 
dieser Wahl als an der Vorwahl. 
[y| Eine längerfristige Betrachtung zeigt, 
daß sich die SPD seit 1987 im Abwärts- 
trend befindet. Für die CDU setzte sich da- 
gegen der Aufwärtstrend der Vorwahl fort, 
so daß der Abstand zwischen den beiden 
Volksparteien auf ein Minimum ge- 
schrumpft ist. Die FDP besitzt in Bremen 
keine stabile Wählerbasis; ihre Ergebnisse 
schwanken im Langfristvergleich deutlich. 
Schon bei der Wahl 1983 verfehlte sie den 
Einzug in die Bürgerschaft. Die Grünen 
liegen seit 1987 über 10 Prozent; sie besit- 
zen in Bremen, wie in anderen Bundeslän- 
dern auch, inzwischen eine Stammwähler- 
schaft. • 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Die Schrecken der Vergangenheit 
dürfen sich niemals wiederholen 
In diesen Tagen gedenken wir des Endes 
des Zweiten Weltkrieges vor 50 Jahren. 
Es leben in unserem Land, in Europa 
und in anderen Erdteilen noch Millio- 
nen von Menschen, die diese Zeit selbst 
erlebt haben und davon berichten kön- 
nen. Vielfaltige Erinnerungen werden 
wach, und bei manchen aus der älteren 
Generation beginnen Wunden wieder 
zu schmerzen, die schon ganz verheilt 
schienen. 

Für all diese Erinnerungen und Gefühle 
gibt es keinen gemeinsamen Nenner. Wir 
sollten sie daher als existentielle Erfah- 
rung des jeweils anderen respektieren und 
sie nicht zerreden. Wir sollten versuchen, 
dem jeweils anderen mit offenem Ohr und 
offenem Herzen zuzuhören. Dazu bedarf 
es einer Atmosphäre von Besinnung und 
Nachdenklichkeit. Gerade in der Achtung 
vor jedem einzelnen Schicksal drückt sich 
die Überzeugung von der allen Menschen 
gemeinsamen unantastbaren Würde aus. 

Wer die Hölle der Konzentrationslager 
nicht durchlitten hat, der wird niemals 
nachempfinden können, was die Überle- 
benden dieses Grauens noch heute im In- 
nersten bewegt. Wer das Leiden und Ster- 
ben auf den Schlachtfeldern des Krieges 
nicht miterleben mußte, der kann sich nur 
eine vage Vorstellung von den Alpträumen 
machen, die die Heimkehrer von damals 
noch heute heimsuchen. Wer das Glück 
hatte, seine Heimat nicht zu verlieren, der 
vermag die noch heute gegenwärtige Trau- 
er von Vertriebenen und Flüchtlingen um 
das Land ihrer Kindheit und ihrer Vorfah- 
ren nicht wirklich zu verstehen. 

Zwei Drittel der heute lebenden Deut- 
schen sind nach dem Krieg geboren. Ihne" 
müssen Bilder und Filme, Augenzeugen- 
berichte, Tagebücher und vor allem die in 
den Familien wiedergegebenen persönli- 
chen Erinnerungen der älteren Generation 
die entsetzlichen Folgen des von Hitler 
entfesselten Krieges und der nationalso- 
zialistischen Gewaltherrschaft vor Augen 
führen: Deutschland lag in Schutt und 
Asche, Millionen von Soldaten aus vielen 
Nationen hatten auf den Schlachtfeldern 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
am 6. Mai zum Gedenken an 
das Ende des Zweiten 
Weltkriegs vor 50 Jahren 

des Zweiten Weltkrieges ihr Leben gelas- 
sen. Millionen waren in Kriegsgefangen- 
schaft geraten, viele als Kriegsversehrte 
zurückgekehrt. 
Für viele Menschen, vor allem für die 
Häftlinge in den Konzentrationslagern, 
Todeszellen und Zuchthäusern, bedeutete 
das Ende des Krieges und der nationalso- 
zialistischen Gewaltherrschaft die ersehn1 

Befreiung. Wir gedenken der Millionen 
Juden, der Sinti und Roma und der vielen 
anderen, die verfolgt, gequält und ermor- 
det worden sind. 
Wir erinnern uns an das Leiden und Ster- 
ben unschuldiger Frauen, Männer und 
Kinder aus anderen Völkern wie auch aüs 

unserem eigenen Volk. Wir gedenken def 
vielen Menschen, die bei Flucht und Ver- 
treibung Schlimmes erlitten haben. MiH,(r 

nen mußten ihre Heimat verlassen. Viele 
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Rainen dabei um. Unter uns leben noch 
•Tauen, die von bösen Erinnerungen ge- 
aalt werden. Mütter haben vergeblich auf 
jhre Söhne, Ehefrauen und Bräute vergeb- 
llch auf ihre Männer und Verlobten gewar- 
nt. Viele Kinder haben im Zweiten Welt- 
krieg Vater, Mutter oder beide Eltern ver- 
loren. 

Es kann keinen Zweifel daran geben, 
daß die Befreiung von der Hitler- 
Barbarei notwendig war, um in 
Deutschland einen freiheitlichen 
Rechtsstaat Und in Europa Frieden 
und Versöhnung zwischen den Völ- 
kern zu ermöglichen. 

as Ende des Krieges bedeutete für die 
[Listen zunächst das Ende von Angst um 
^ib und Leben. Es brachte neue Hoff- 
?Urig- Aus dieser Hoffnung schöpften die 
frischen an dem tiefsten Punkt unserer 
^schichte die Kraft für einen Neubeginn. 

'e konnten dabei auf dem moralischen 
undament derjenigen Deutschen aufbau- 
n' die den Widerstand gegen Hitler ge- 
agt hatten. In den drei westlichen Besat- 

Ungszonen Deutschlands nahm - nicht 
*uletzt dank, weitsichtiger amerikanischer 
^i'fe, vor allem durch den Marshall-Plan 
"eine neue Ordnung des Rechts und der 
Jäheit schon bald Gestalt an. 

"*e Hoffnung auf neue Freiheit 
^ürde bitter enttäuscht 

I ahr ist aber auch, daß in Teilen Deutsch- 
>. nds und Europas die Hoffnung auf neues 

echt und neue Freiheit sehr schnell bitter 
täuscht wurde. Unser Vaterland und 

Ser Kontinent wurden geteilt. Freiheit 
nd Demokratie konnten jenseits des 
uneren Eisernen Vorhangs erst vor 
enigen Jahren, nämlich nach dem Ende 

|. r kommunistischen Diktatur, verwirk- 
et werden. 
^m 8. Mai 1945 hätte niemand in 
^utschland zu träumen gewagt, daß wir 
^ Anfang der längsten Friedensperiöde 

in der jüngeren deutschen Geschichte ste- 
hen würden und daß unser Land am Ende 
dieses Jahrhunderts weltweit Ansehen und 
Sympathie genießen würde. Heute ist 
Deutschland in freier Selbstbestimmung 
und mit der Zustimmung all seiner Nach- 
barn wiedervereint. Gerade im Rückblick 
auf die Erfahrungen der Vergangenheit ha- 
ben wir allen Grund, dafür dankbar zu 
sein. 

Die ehemaligen Gegner 
reichten uns die Hand 

Viele haben zu dem Vertrauen beigetra- 
gen, das Deutschland heute entgegenge- 
bracht wird. Dazu gehören vor allem die 
Angehörigen jener Generation, die unser 
Land aus physischen und geistigen Trüm- 
mern wieder aufgebaut hat. Mit besonde- 
rer Dankbarkeit erinnern wir uns in diesen 
Tagen auch daran, daß ehemalige Kriegs- 
gegner uns die Hand zu Versöhnung und 
Freunschaft gereicht haben. 

Der 8. Mai führt uns besonders ein- 
dringlich vor Augen, daß ein Leben 
in Frieden und Freiheit keine Selbst- 
verständlichkeit ist. Er mahnt uns, 
auf eine Friedensordnung in Europa 
hinzuwirken, die sich auf die unein- 
geschränkte Achtung der persönli- 
chen Menschenrechte und auf das 
Völkerrecht gründet. 

Dies ist die entscheidende Lektion aus den 
Erfahrungen des in wenigen Jahren zu En- 
de gehenden 20. Jahrhunderts, das so viel 
Leid und Elend gesehen hat - und in Tei- 
len der Welt, ja unseres eigenen Konti- 
nents, immer noch oder schon wieder 
sieht. Wir Deutschen wollen diese Lektion 
beherzigen im Blick nach vorn, im Blick 
auf die Zukunft unserer Kinder und Enkel. 
Dann - und nur dann - haben wir Grund 
zur Zuversicht, daß sich die Schrecken der 
Vergangenheit niemals wiederholen wer- 
den. 
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Das unsagbare Leid hat sich in 
unser Gedächtnis eingebrannt 
Es bewegt mich, heute hier in Moskau 
für das vereinte Deutschland sprechen 
zu können - 50 Jahre nach dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges. 
Die Erinnerungen, die diese Tage wachru- 
fen, gehen den Menschen unserer Völker 
zu Herzen, und sie sind unauslöschlich. 
Das unsagbare Leid, das dieser Krieg über 
die Menschen brachte, hat sich ins Ge- 
dächtnis unserer Völker eingebrannt. Die 
historische Verantwortung bleibt: Das na- 
tionalsozialistische Regime in Deutsch- 
land hat den Zweiten Weltkrieg entfesselt. 
Es hat den Vernichtungsfeldzug - zuerst 
gegen Polen - und dann den Völkermord 
an den europäischen Juden geplant und 
begangen. 
Wir erinnern uns hier in Moskau an das 
millionenfache Unglück, das Hitlers Krieg 
über die Russen und die anderen Völker 
der Sowjetunion gebracht hat. Schreckli- 
ches wurde den Menschen angetan. Ich 
verneige mich vor den Toten und trauere 
mit den Müttern, mit den Witwen und den 
Waisen. 
Wir gedenken der Soldaten aus so vielen 
Völkern, die gefallen sind oder in Kriegs- 
gefangenschaft ums Leben kamen. Ich er- 
innere auch an Millionen von Vertriebenen 
und Flüchtlingen, besonders in meinem ei- 
genen Land. 
Wir wollen die Leiden und das Sterben, 
den Schmerz und die Tränen nicht verges- 
sen. Das schulden wir den Opfern. Nur so 
kann die Erfahrung der damals allgegen- 
wärtigen Unmenschlichkeit einen Sinn er- 
geben und uns Mahnung sein. 

An die nachwachsenden Generatio- 
nen müssen wir die alles entschei- 
dende Lehre aus der Barbarei dieses 
Jahrhunderts weitergeben: Friede 
beginnt mit der Achtung der unbe- 

dingten und absoluten Würde des 
einzelnen Menschen in allen Berei- 
chen seines Lebens. 

Diese gemeinsame Überzeugung hat uns 
heute hier zusammengeführt, 50 Jahre 
nach der Befreiung der Welt - auch 
Deutschlands - von dem nationalsozialis- 
tischen Gewaltregime. Auch jetzt ist Euro- 
pa noch nicht frei von Unfrieden und Un- 
terdrückung. Ebensowenig dürfen wir an 
diesem Tag verschweigen, daß das Ende 
des Zweiten Weltkriegs nicht allen Men- 
schen in Europa - auch nicht in Deutsch- 
land - persönliche Freiheit und die Herr- 
schaft des Rechts verhieß. 
Heute sind Kalter Krieg und kommunisti- 
sche Diktatur überwunden. Wir haben die 
Chance zum Bau einer Friedensordnung, 
die sich auf die uneingeschränkte Achtung 

Ansprache von Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl im Großen 
Saal des Kreml-Palastes am 
9. Mai 1995 in Moskau 

der Menschenrechte und des Völkerrecht 
gründet. Ich wünsche mir von Herzen, da" 
Rußland als demokratischer Rechtsstaat 
dazu seinen eigenen Beitrag leistet. Wir 
wollen mit einem demokratischen Ruß- § 

land als Freunde und Partner in einer frei' 
en und friedlichen Welt leben. 

Unsere Kinder und Enkel werden 
uns danach fragen und beurteilen, 
wie wir in unserer Zeit die prakti- 
schen und moralischen HerausfordJ 
rungen bewältigen, um Frieden und 
Freiheit heute und für kommende 
Generationen zu sichern. 

Dem großen russischen Volk wünsche ictl 

auf seinem gewiß nicht einfachen Weg n1 

eine gute Zukunft Gottes Segen. * 
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CDU/CSU zur Wahl von Chirac: 
Gemeinsam den Erfolg 1996 vorbereiten 
^uni Ausgang der französischen Präsi- 
^ntschaftswahlen erklärte der außen- 
politische Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
^stagsfraktion, Karl Laniers: 
öje CDU/CSU-Bundestagsfraktion be- 
glückwünscht Jacques Chirac zu seinem 
kWen Wahlsieg. Sie ist sicher, daß unter 
'"tti die deutsch-französischen Beziehun- 
°en in einer Art und Weise fortgeführt 
j^rden, wie sie General Charles de Gaulle 
^gründet hat. 
^ach der Wahl des neuen französischen 
residenten müssen Frankreich und 
eutschland nun sehr schnell ihre Positio- 

.-.en für die Revisionskonferenz 1996 in 
bereinstimmung bringen. Der Erfolg die- 

j-s Treffens hängt entscheidend von ihnen 
, > ohne einen Erfolg hängt Europa in der 
Uift. 

^nächst darf das in Maastricht Beschlös- 
se nicht gefährdet werden; vor allem 
lcht die Währungsunion, das Schlüssel- 

Pr°jekt für den weiteren Fortgang des eu- 
ropäischen Einigungsprozesses. Würden 
,.eutschland und Frankreich in der Staa- 

tspolitik auseinanderfallen, hätte das 
eitreichende Auswirkungen. Die 96er 

Konferenz muß im Blick auf die 
ahrungsunion und angesichts außeror- 

dentlicher äußerer und innerer Herausfor- 
derungen die Kohäsion der Union durch 
wesentlich größere Effizienz in allen Be- 
reichen, vor allem in der gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik und bei be- 
stimmten Bereichen der Innen- und Justiz- 
politik, steigern. 
Wie das ohne Mehrheitsentscheidungen 
möglich sein soll, ist schwer zu sehen. Die 
Institutionen der Union müssen refomiert 
werden, aber so, daß ihre Balance nicht 
zerstört wird. Die Reform der Union muß 
ihre Erweiterung ermöglichen. 
Unverkennbar bedarf es harter Arbeit, um 
die Positionen in diesen schwierigen Pro- 
blemen zwischen Deutschland und Frank- 
reich zu akkordieren. Aber beide haben 
keine Alternative zu Europa und zu einem 
deutsch-französischen Schulterschluß. 
Jacques Chirac weiß das, und der hat es 
oft genug ausgedrückt. Für eine nicht-eu- 
ropäische Politik gäbe es auch in der As- 
sembled in Paris keine Mehrheit. 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird 
die Zusammenarbeit mit ihren französi- 
schen Partnern, vor allem der RPR-Frakti- 
on, in der nächsten Zeit noch intensivie- 
ren, um so ihren Beitrag für ein Gelingen 
der Regierungskonferenz zu leisten. 

Glückwünsche an Jacques Chirac 
Zu seiner Wahl zum neuen Präsidenten 
der Französischen Republik hat Bundes- 
kanzler Helmut Kohl Jacques Chirac 
herzlich gratuliert, Glück und Erfolg ge- 
wünscht sowie seine Überzeugung aus- 
gedrückt, „daß die enge Freundschaft 
tischen unseren beiden Ländern und 
Völkern mehr denn je zu den unver- 

zichtbaren Voraussetzungen für die er- 
folgreiche Bewältigung der vor uns lie- 
genden großen Herausforderungen 
gehört". Helmut Kohl: „Dies gilt ganz 
besonders für die europäische Einigung, 
die wir zur Sicherung von Frieden, Frei- 
heit und Wohlstand gemeinsam weiter 
voranbringen wollen." 
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Kein Schattendasein für die 
Arbeit der Mütter! 

In Deutschland werden 47 Milliarden 
bezahlter Arbeitsstunden geleistet. 
77 Milliarden Arbeitsstunden bleiben 
unbezahlt. Es ist die Arbeit der Frauen 
und Mütter. Das entspricht etwa einem 
Drittel des Bruttosozialprodukts. Die 
CDU erkennt diese Leistungen an. 
• Wir haben Erziehungsgeld und Erzie- 
hungsurlaub eingeführt. 
• Wir haben Erziehungszeiten von Müt- 
tern im Rentenrecht anerkannt. 
• Wir haben die Pflege in der Familie 
anerkannt und erreicht, daß den Pflegebe- 
dürftigen mit der Pflegeversicherung ge- 
holfen werden kann. 
• Wir halten am Rechtsanspruch auf ei- 
nen Kindergartenplatz ab 1. Januar 1996 
fest. 

• Wir schaffen den Familienleistungs- 
ausgleich: 

• gerechter! 
• durchschaubarer! 
• einfacher! 

• Wir erkennen den Haushalt als Ar- 
beitsplatz an. 

Wir machen Politik für alle Frauen. Für 
Mütter, die ihren Arbeitsplatz in die Farn1' 
lie verlegen. Für erwerbstätige Mütter, di£ 

Familie und Beruf miteinander vereinba- 
ren. 
Wir machen Politik für alle Väter, die 
mehr Zeit mit ihren Familien verbringen 
wollen. Für alle Männer, die ernst mache11 

mit der gerechten Verteilung von Arbeit- 

Claudia Nolte ehrt Trümmerfrauen 
Für ihre Leistungen beim Wieder- 
aufbau nach dem Krieg hat Claudia 
Nolte am 8. Mai 20 Trümmerfrauen 
geehrt. 
Auf einer Festveranstaltung im Dresd- 
ner Rathaus aus Anlaß des 50. Jahres- 
tages des Kriegsendes sprach die Bun- 
desfrauenministerin den Frauen stell- 
vertretend für Millionen Frauen dieser 
Generation Dank aus: „Die Leistung, 
das Zupacken, die selbstverständliche 
Übernahme von Verantwortung bleibt 
Vorbild. Wir werden das nicht verges- 
sen und sind Ihnen zu Dank verpflich- 
tet." 
Vor den Frauen aus neun Städten erin- 

nerte die Bundesministerin daran, daß 
in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
vor allem den Frauen die Lasten des 
Wiederaufbaus zufielen. Auch seien 
nicht nur die deutschen Frauen betrof- 
fen gewesen. Dieses Schicksal habe in 
gleicher Weise in Coventry, Rotterdam 
und zahllosen anderen zerstörten Städ- 
ten eine ganze Generation von Frauen 
getroffen. 
Um so mehr sei es ein Zeichen des 
Friedens und der Versöhnung, daß an 
der Feierstunde auch Frauen aus Dres- 
dens Partnerstädten St. Petersburg, 
Skopje, Ostrava und Rotterdam teil- 
nahmen. 
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Zwei Milliarden Mark mehr für die 
Städte und Gemeinden 
Sieben gute Gründe sprechen für den 
Vorschlag der Bundesregierung, die 
Kommunen unmittelbar an der Mehr- 
wertsteuer zu beteiligen und dafür am 
*2. Mai 1995 das Grundgesetz zu än- 
dern: 
• Von 1996 bis 1999 erhalten die Kom- 
munen 2 Mrd. DM mehr in die Kasse als 
Sle bei der Ermäßigung der Gewerbesteuer 
abgeben. 
" Städte und Gemeinden sind künftig an 
vier großen Steuern unmittelbar beteiligt: 

^ Grundsteuer, 
^ Lohn- und Einkommensteuer, 
^ verbleibende Gewerbesteuer, 
^ Mehrwertsteuer. 

* Auch bei der Beteiligung an der Um- 
atzsteuer werden durch den Verteilungs- 

schlüssel die kommunalen Aktivitäten bei 
Ger Wirtschaftsförderung belohnt. 

Die kommunale Finanzausstattung wird 
^'cht nur um Milliarden verbessert, son- 
ern auch stetiger und kalkulierbarer. 

, Bei der verbleibenden Gewerbesteuer 
, e'bt das kommunale Hebesatzrecht er- 
sten. 

• Die Erleichterungen bei der Gewerbe- 
steuer helfen der Wirtschaft und damit 
auch den Kommunen, denn eine gute wirt- 
schaftliche Entwicklung ist die beste In- 
itiative für die kommunalen Kassen! 
• Führende Kommunalpolitiker Deutsch- 
lands, an der Spitze Stuttgarts Oberbürger- 
meister Manfred Rommel, haben sich für 

Von Horst Waffenschmidt, 
Bundesvorsitzender der 
Kommunalpolitischen Vereini- 
gung der CDU und CSU 

die Grundgesetzänderung und damit für 
die unmittelbare Beteiligung der Kommu- 
nen an der Mehrwertsteuer ausgesprochen. 
Wer angesichts dieser Tatsachen ablehnt, 
das Grundgesetz zu ändern, handelt gegen 
die Interessen der Städte und Gemeinden 
und damit gegen die Interessen der Mit- 
bürgerinnen und Mitbürger. Insbesondere 
die SPD-Abgeordneten im Deutschen 
Bundestag bleiben aufgerufen, ihrer politi- 
schen Verantwortung gerecht zu werden 
und für die Grundgesetzänderung zu 
stimmen. 

Karl Jung neuer Staatssekretär im Arbeitsministerium 
Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
hat am 5. Mai den bisherigen Leiter 
der Abteilung „Pflegeversicherung, 
Prävention und Rehabilitation", Karl 
Jung, zum Staatssekretär im Bundes- 
rninisterium für Arbeit und Sozialord- 
nung berufen. 
Staatssekretär Jung ist damit Nachfol- 
ger von Bernhard Worms, der zum 

31. März in den Ruhestand getreten 
ist. Karl Jung wird als Staatssekretär 
zuständig für die Abteilungen 
Z (Personal, Verwaltung, Haushalt, 
Informationsverarbeitung), IV (Sozial- 
versicherung, Sozialgesetzbuch), 
V (Pflege, Prävention und Rehabilita- 
tion) und VI (Kriegsopfer, Versor- 
gungsmedizin). 
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Historische Chance für 
Kommunen - SPD sagt Nein 

Nach dem erklärten Willen der Regie- 
rungskoalition aus CDU/CSU und FDP 
soll die Gewerbekapitalsteuer zum 
1. Januar 1996 abgeschafft und die Ge- 
werbeertragsteuer mittelstandsfreund- 
lich abgesenkt werden. Am 
12. Mai wird die Regierungskoalition 
den Vorschlag für eine Grundgesetzän- 
derung auf die Tagesordnung des Deut- 
schen Bundestages bringen, der es er- 
laubt, Städten und Gemeinden einen 
vollwertigen Ausgleich zu verschaffen, 
in dem sie einen eigenen unmittelbaren 
Anteil an der Umsatzsteuer in Höhe von 
2,7 Prozent zugewiesen erhalten. 

Für diese Grundgesetzänderung ist eine 
zweidrittel-Mehrheit im Bundestag erforder- 
lich. Rudolf Scharping ist dabei, seine Frak- 
tion darauf einzuschwören, diesen Einstieg 
in eine durchgreifende Gemeindefinanzre- 
form abzulehnen. Weiß er, was er tut? 

I Die von uns vorgeschlagene Gewerbe- 
Steuerreform ist längst überfällig, denn die 
Gewerbesteuer ist eine schlechte Steuer: 
Sie belastet die Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Wirtschaft, da unsere Haupt- 
konkurrenten sie in dieser Form nicht ken- 
nen. Sie führt in ihrer heutigen Ausgestal- 
tung auch im Inland zu gravierenden Wett- 
bewerbsverzerrungen, und die Unterneh- 
men werden durch sie gleich zweimal be- 
lastet, da der Gewerbeertrag auch der Ein- 
kommen- bzw. Körperschaftsteuer unter- 
liegt, das Gewerbekapital zugleich der 
Vermögensteuer. Und was ganz unerträg- 
lich ist: Die Gewerbekapital Steuer muß 
auch dann entrichtet werden, wenn ein 
Unternehmen Verluste macht. 

Als Ersatz für das Aufkommen aus der 
^werbesteuer sollen die Kommunen ei- 

nen festen Anteil am Umsatzsteuerauf- 
kommen erhalten, das bisher nur Bund 
und Ländern zusteht. Auf diese Weise 
können sich die Städte und Gemeinden ei- 
ne verläßliche, stetig wachsende, konjunk- 
turunabhängige Finanzgrundlage er- 
schließen, die ihre Finanzautonomie dau- 
erhaft sichert - so wie sie dies seit Jahr- 
zehnten gefordert haben. Das Bindeglied 
zwischen Kommunen und der Wirtschaft 
bleibt erhalten, ein an Lohnsumme und 
Anlagevermögen der ortsansässigen Be- 
triebe ausgerichteter Verteilungsschlüssel 
honoriert Ansiedlungs- und Gewerbeför- 

Von Wolfgang Schäuble, 
Vorsitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion 

1 

derungspolitik. Die Bundesregierung hat 
eine feste Zusage gegeben, daß sich am 
Ende der Reform keine Gemeinde 
schlechter stehen wird als zuvor. 

EU Kommt die geplante Neuregelung 
nicht, dann müßte die Gewerbekapital- 
steuer aus EU-rechtlichen Gründen in den 
neuen Ländern, in denen sie bisher nicht 
erhoben wurde, neu eingeführt werden. 
Dies muß um jeden Preis verhindert wer- 
den. Gerade die Gewerbekapitalsteuer w&' 
re Gift für die noch stark mit Verlusten 
kämpfenden Unternehmen im Osten 
Deutschlands. Wer die Einführung dieser 
Steuer in den neuen Ländern zuläßt, der 
muß dann auch den Menschen erklären, 
warum er auf der einen Seite für Förde- 
rung und Unterstützung ist, wenn er ihnen 

auf der anderen Seite wieder gefährdet, 
was sie gerade aufgebaut haben. 
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*9 Aus diesen und vielen anderen Grün- 
en sprechen sich seit Jahren alle Exper- 
ten für die Abschaffung oder wenigstens 
Absenkung der Gewerbesteuer aus. Für 
^en Bund der Steuerzahler ist die Gewer- 
besteuer nichts anderes als ein „Brems- 
klotz für die Wachstums- und beschäfti- 
§ungspolitisch so wichtigen Investitio- 
nen". Und auch die mittelständische Wirt- 
schaft - vom Handwerk bis zum Einzel- 
handel - hat die vorgesehenen Maßnah- 
men zur Gewerbesteuerreform als notwen- 
'§ und ausgewogen bezeichnet. 

*»B Keine Gewerbesteuerreform gegen die 
tödte und Gemeinden. Die wichtigste 

*°mmunale Vereinigung, der Deutsche 
^ädtetag - auf den der Vorschlag einer 
Heiligung der Kommunen an der Um- 
ätzsteuer zurückgeht -, hat bei den An- 
0rungen des Finanzausschusses in der 
ergangenen Woche die Opposition aus- 
^cklich aufgefordert, der vorgeschla- 

gen Grundgesetzänderung umgehend 
Zustimmen. Hinter einem angeblich uni- 

' Or)o ablehnenden Votum der Kommunen 

kann sich die SPD seit Freitag letzter Wo- 
che nicht mehr verstecken. 

Kommunale Spitzenverbände dafür. Un- 
ternehmen dafür, Mittelstand dafür, Steu- 
erzahler dafür - Scharping kümmert das 
alles wenig. Die SPD sagt „njet", eine Po- 
litik, ungefähr so einfallsreich wie die, mit 
der weiland Nikita Chruschtschow den 
UN-Sicherheitsrat lahmzulegen pflegte. 
Strukturerhalt um jeden Preis aber ist das 
Gegenteil von gestaltender Politik. Daß 
Scharping mit seiner sturen Verhinde- 
rungs- und Blockadepolitik die SPD in die 
Isolation, in immer neue Sackgassen 
treibt, scheint ihm egal zu sein. Wie oft 
verrennt sich die SPD noch? 

Wir halten die einmalige historische Chan- 
ce in Händen, eine wirklich durchgreifen- 
de Reform der Gemeindefinanzen einzu- 
leiten. Ich fordere jeden Bürgermeister, je- 
den Finanzdezernenten, jeden kommuna- 
len Mandatsträger - und ganz besonders 
die politisch Verantwortlichen in den neu- 
en Ländern - auf, alles daran zu setzen, 
daß diese Chance nicht sinnlos vertan 
wird. 

Entwicklung der Arbeitsmarktzahlen im April 
m April 1995 ist die Zahl der Arbeitslo- 

hn in Deutschland auf 3,605 Millionen 
2ftnS°nen 8esunken, das sind rund 

0-000 weniger als vor einem Jahr. 
JQ Arbeitslosenquote belief sich im April 
U 95 auf 9,4 Prozent (Westdeutschland: 

'•s Prozent; Ostdeutschland: 13,9 Pro- 
nt). Die Arbeitslosigkeit in den alten 
d neuen Bundesländern geht weiter 

^ ^ck. Eine über die saisonale Entlastung 
losgehende konjunkturelle Besserung 

&b es nicht. 
* den alten Bundesländern waren Ende 
bPni i995 2564 Miijionen Menschen ar- 
I ÄjjSlos- In den neuen Bundesländern sind 
^ Millionen Menschen arbeitslos. 

Dort steigt die Zahl der Arbeitsplätze wei- 
terhin. 
Nach wie vor spielt die Kurzarbeit nur ei- 
ne geringe Rolle. Die Zahl der offenen 
Stellen liegt um 23 Prozent höher als vor 
einem Jahr. 
Der Einsatz von beschäftigungsfördernden 
Maßnahmen-und Weiterbildungsmaßnah- 
men führt zu einer Entlastung des Arbeits- 
marktes um rund 960.000 Personen, davon 
588.000 in den neuen Ländern. Das sind 
98.000 mehr als im April 1994. 
Der Arbeitsplatzabbau ist in den vergange- 
nen Monaten stark abgeflacht. Der Rück- 
gang der Erwerbstätigkeit ist saisonberei- 
nigt fast zum Stillstand gekommen.        • 
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Meilenstein im Kampf gegen die 
Weiterverbreitung 

Der Obmann der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion im Untersuchungsaus- 
schuß für Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle, Friedbert Pflüger, erklärte zum 
erfolgreichen Abschluß der Verlänge- 
rungskonferenz des Atomwaffensperr- 
vertrages: 
Das eindeutige Votum in New York ist ein 
Meilenstein im Kampf gegen die Weiter- 
verbreitung von Massenvernichtungswaf- 
fen. Damit ist eine dauerhafte völkerrecht- 
liche Grundlage für ein internationales 
Kontrollregime geschaffen. 
Die unbefristete und unkonditionierte Ver- 
längerung des Vertrages einschließlich ei- 
nes Prinzipienkatalogs entspricht ohne 
Abstriche der Haltung des Deutschen 
Bundestages, der über die Parteigrenzen 

hinweg die Haltung der Bundesregierung 
auf der Konferenz unterstützt hat. 

Vor wenigen Wochen noch erschien das 
eindrucksvolle Resultat der Konferenz als 
unmöglich. Im Gegenteil war vielfach ein 
Scheitern der Konferenz vorausgesagt 
worden. Daß es zu einem positiven 
Abschluß kam, ist vor allem auch auf die 
konstruktive Führungsrolle der USA 
zurückzuführen. 

Nicht zuletzt aber bedeutet das Ergebnis i" 
New York auch einen großen Erfolg für 
die Bundesregierung, die im Vorfeld der 
New Yorker Tagung und auf der Konfe- 
renz selbst mit großer Umsicht und viel 
Sensibilität als „Werber" für die Verlangt 

. rung angetreten ist. 

Für generelle Kennzeichnung von Gen-Nahrung 
„Bundesgesundheitsminister Seeho- 
fer hat voll und ganz recht, auf einer 
Kennzeichnung gentechnisch verän- 
derter Nahrungsmittel zu beharren. 
Der Verbraucher hat ein Anspruch 
auf vollständige Information. Er soll 
wissen, was auf den Tisch kommt." 
Dies erklärte der umweltpolitische 
Sprecher der EVP-Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament, Karl-Heinz 
Florenz. 

Die Ethik-Beratergruppe der EU hatte 
am 12. Mai empfohlen, gen- oder bio- 
technisch veränderte Nahrungsmittel 
nur dann gesondert zu kennzeichnen, 
wenn sie substantiell verändert wurden. 
Diese Expertise begrüßte der zuständi- 
ge Kommissar Martin Bangemann, die 
seine Pläne für ein entsprechendes Ge- 

setz über neuartige Lebensmittel unter- 
stützt. „Herr Bangemann bezeichnete 
kürzlich den Wunsch des europäischen 
Verbrauchers nach genereller Kenn- 
zeichnungspflicht als absoluten 
Schwachsinn. Ich bezeichne es als poli- 
tischen Schwachsinn, wenn ein libera- 
ler Politiker sich so über einen legiti- 
men Anspruch des Wählers hinwegge- 
setzt. Seine Absicht, nur etikettieren zu 
lassen, was, wie er sagt, wirklich wich- 
tig ist, kommt einer ungeheuerlichen 
Bevormundung des Bürgers gleich. 
Das Europäische Parlament hat seit je- 
her für eine umfassende Kennzeich- 
nungspflicht plädiert und ich werde 
mich mit Nachdruck dafür einsetzen, 
daß dieser Forderung Rechnung getra- 
gen wird", so Florenz abschließend. 
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Europa-Fahndungssystem erfolgreich: 
30 Prozent mehr Aufgriffe registriert 
"as neugeschaffene gemeinsame Fahn- 
dungssystem der Schengen-Staaten hat 
Jfe Zahl der Aufgriffe von gesuchten 
Straftätern und illegal Einreisenden in 
Deutschland um bis zu 30 Prozent er- 
höht. 
^'es sagte der Staatsminister im Kanzler- 
^t,-Bernd Schmidbauer, auf dem Eu- 
ropäischen Forum zur Innen- und Justizpo- 
'ttik der Europäischen Union (EU). Seit 
aem Wegfall der Grenzkontrollen zwi- 
schen der Bundesrepublik, Frankreich, den 
Öenelux-Staaten sowie Spanien und Portu- 
gal am 26. März meldeten auch die ande- 
rn Partnerstaaten eine Zunahme der Auf- 
griffe, so Schmidbauer. 
^r wertete diese Entwicklung als Beleg 
Ipfiir, daß die Öffnung der Grenzen wegen 
Qer intensiveren polizeilichen Zusammen- 
^oeit und der gemeinsamen Visa- und 
psylpolitik nicht zu Sicherheitseinbußen 
ür die Bürger geführt habe, 
^rbesserungen seien aber in Details, so 
r61 der grenzüberschreitenden Verfolgung 
achtender Straftäter, erforderlich. Bei der 
genannten Nacheile müßten die Beamten 
er Partnerstaaten gleiche Rechte bekom- 

/l
i
en' betonte Schmidbauer. 
islang sind die Regelungen noch unter- 
niedlich. Allein die Bundesrepublik ge- 

steht Polizisten ihrer westlichen Nachbar- 
länder unbeschränktes Verfolgungsrecht 
zu, während dies in umgekehrter Richtung 
räumlich und zeitlich begrenzt ist. 
Kurt Schelter, Staatssekretär im Bonner In- 
neministerium, sagte auf der Veranstaltung 
der französischen Regierung die volle Un- 
terstützung Deutschlands für den Abschluß 
der Europol-Konvention bis zum EU-Gip- 
fel Ende Juni in Cannes zu. Schelter hob in 
diesem Zusammenhang die Notwendigkeit 
der internationalen Bekämpfung des Atom- 
schmuggels hervor: „Diese Bedrohung ist 
vorhanden. Sie ist emstzunehmen und darf 
nicht wegdiskutiert werden". 
Positiv bewertete der Staatssekretär die Ar- 
beit der in Den Haag angesiedelten Euro- 
pol-Drogeneinheit, die als Vorläufermodell 
einer künftigen europäischen Polizeibehör- 
de gilt: Im vergangenen Jahr sei die Behör- 
de in fast 600 Fällen aktiv geworden. 
Mehrfach habe sie dazu beigetragen, Dro- 
gen-Lieferungen nach Europa zu beobach- 
ten und polizeiliche Zugriffe sicherzu- 
stellen. 
Schelter schlug vor, angesichts der Dimen- 
sion des organisierten Verbrechens auch 
die Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) in die 
Kriminalitätsbekämpfung einzubinden. 

600.000 neue Wohnungen 1995 möglich 
^on einer positiven Wende der jüng- 
sten Entwicklung am deutschen 
Wohnungsmarkt haben in einer Aus- 
sprache zur Wohnungspolitik im 
Bundestag CDU/CSU und FDP ge- 
sprochen. Nach dem Rekord von 
J994 mit über 500.000 neuen Woh- 

nungen seien 1995 sogar 600.000 
Fertigstellungen möglich. Bei Neu- 
vermietungen würden die Mieten 
bereits sinken. Allerdings fehlten in 
den Ballungsräumen nach wie vor 
bezahlbare Wohnungen, vor allem 
für Familien mit Kindern. 
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Zehn Punkte zur Verbesserung der 
Verbrechensbekämpfung 
Auf dem bundesweiten Fachkongreß 
der Senioren-Union am 4. Mai 1995 in 
Aachen wurden die Tatsachen auf den 
Tisch gelegt: 91 Prozent der Bürger in 
NRW haben Angst vor Einbruch, Über- 
fällen und Gewalttaten. 160 kriminelle 
Delikte pro Stunde sind eine sehr hand- 
feste und hautnahe Bedrohung für je- 
den von uns. Immer brutaler und ge- 
walttätiger werden die Straftäter, und 
wie Metastasen breiten sich mafiaähnli- 
che Organisationen aus. 
In Theorie und Praxis machten die Kon- 
greßteilnehmer und die Experten darauf 
aufmerksam, daß es vielerlei Maßnahmen 
gibt, um der Kriminalität entgegenzuwir- 
ken. Vertreter von Selbsthilfegruppen, wie 
z. B. Kum und Luk aus Köln, machten 
praxisbezogene Ausführungen und stellten 
den Mitgliedern und Freunden der Senio- 
ren-Union dar, wie wichtig es ist, daß älte- 
re und alte Menschen vordringlich Selbst- 
behauptung erlangen. 

Täter entmutigen 

Wer nicht von vornherein in einer Opfer- 
haltung erscheint, der erscheint auch nicht 
für den Täter als leichtes Opfer. Insofern 
können Senioren durch Selbstbehaup- 
tungs- und Selbstverteidigungs-Training 
eine ganze Menge selbst dazu beitragen, 
daß sie nicht von vornherein als „leichtes 
Opfer" eingeschätzt werden. 
„Deutlich verbessert werden muß die 
Handlungskompetenz der Polizei in der 
grenzüberschreitenden Verbrechens- 
bekämpfung", so der Bundesvorsitzende 
der Senioren-Union, Bernhard Worms. 
Weiterführend stellte der Bundesvorsit- 
zende der Senioren-Union einen 10-Punk- 
te-Forderungskatalog der Öffentlichkeit 
vor, und die Senioren-Union wird in allen 

Bundesländern diesbezüglich politisch ak' 
tiv werden, um diese 10 Punkte zur Si- 
cherheit der Bürger und zur Handlungs- 
kompetenz der Polizei umzusetzen. 
• Ohne gleichzeitige Schaffung von poli- 
tischen, rechtlichen, organisatorischen und 
technischen Rahmenbedingungen ist eine 
erfolgreiche Arbeit von EUROPOL nicht 
möglich. 
• EUROPOL sollte die Bekämpfung von 
Organisationen und von Straftätern, die 
zum Nachteil der EU vor allem im Be- 
reich der Drogenkriminalität agieren, 
übertragen werden. 
• EUROPOL sollte nicht als supranatio- 
nale Relaisstation fungieren. Vielmehr ist 

Bernhard Worms: 
,Deutlich verbessert werden muß 

die Handlungskompetenz 
der Polizei in der 

grenzüberschreitenden 
Verbrechensbekämpfung". 

eine Integration der verschiedenen Ver- 
bundsysteme in EUROPOL anzustreben- 
• Intelligence-Arbeit, Koordinierung voH 
Ermittlungen sowie Beratung und Unter- 
stützung nationaler Polizeien sollte zentf3' 
le Aufgabe von EUROPOL sein. 
• Die Errichtung einer Exekutivpolizei- 
• Originäre Ermittlungszuständigkeiten 
sollten zunächst auf die Bekämpfung vofl 
Straftaten zum Nachteil der EU be- 
schränkt bleiben. 
• Von EUROPOL sollten darüber hinaus 
deliktunabhängig zentrale Serviceaufga- 
ben als Koordinations-, Ansprech- und In' 
formationssammelstelle auf den Gebiete11 
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Arbeitskreis Europäische Senioren-Union gegründet 
Am 5. Mai wurde in Aachen nach 
einer langen Vorbereitungsphase 
der Arbeitskreis Europäische Senio- 
ren-Union gegründet. 
Anwesend waren Vertreter aus christ- 
demokratischen Seniorenorganisatio- 
nen in Belgien, Deutschland, Finn- 
land, Luxemburg, Österreich und Spa- 
nien. 
Die Initiative zur Gründung einer Eu- 
ropäischen Senioren-Union geht 
zurück auf Elisabeth Dispaux-Cornil, 
Vorsitzende der Seniorenvereinigung 
des PSC (Belgien) und Bernhard 
Worms, Vorsitzender der Senioren der 
CDU (Deutschland). 

Während dieser ersten Sitzung des Ar- 
beitskreises in Aachen ist ein Exekuti- 
vkomitee bestimmt worden: Vorsitzen- 
der des Komitees wurde Dr. Knafl, 
ÖVP (Österreich). Weitere Mitglieder 
sind: Elisabeth Dispaux-Cornil, Dr. 
Berie, CDU (Deutschland), Dr. Bol- 
lendorf, CSV (Luxemburg), Herr Mi- 
ralies, Unio Democratica de Cataluna 
(Spanien). 

Das neugegründete Exekutivkomitee 
hat die Aufgabe, den Gründungskon- 
greß der Senioren-Union vorzuberei- 
ten, der Anfang November in Madrid, 
parallel zum EVP-Kongreß stattfinden 
wird. 

Technik-Akzeptanz durch bessere Information 
Große Resonanz hat eine Veran- 

staltung zum Thema „Lebens- 
mittel aus der Gen-Küche" in Heidel- 
berg gefunden. Eingeladen hatte der 
inn Oktober 1994 gegründete „Fach- 
ausschuß Wissenschaft und For- 

^ Kriminaltechnik, der Forschung, der V und Fortbildung und des Erken- 
Ungsdienstes geleistet werden. 

Die Übertragung von Ermittlungszu- 
tj 

ndigkeiten bedingt, daß auch gleichzei- 
^ Exekutivbefugnisse eingeräumt wer- 

e. EUROPOL sollte als Zentralstelle mit 
§enen Außenstellen - angesiedelt bei 

ri k nat'ona'en Polizeibehörden - einge- 
bet werden. 

Sj 
0ls zur Schaffung einer EU-Kommis- 

\J} für Inneres sollte EUROPOL einem 
j *sichtsgremium, z. B. bestehend aus 
ün? ^eitern nationaler Polizeibehörden, 
Erstellt werden. • 

schung" der CDU, der in der Univer- 
sitätsstadt so etwas wie eine Schnitt- 
stelle zwischen Hochschule und Politik 
schaffen will. 
Um Unwissenheit, Mißtrauen und Ab- 
lehnung zu verhindern, wenn neue 
Techniken ins Gespräch kommen, hat 
der Vorsitzende des Fachaussschus- 
ses und Diplom-Biologe, Karl Heinz 
Grube, auch einen Gesprächskreis 
eingerichtet, der an jedem zweiten 
Dienstag im Monat eine Anlaufstelle 
für Fragen und Diskussionen aller Art 
ist. 

Einblick durch Modelle und 
plastische Vergleiche 
Interessierte Bürger sollen sich per- 
sönlich mit der Technik auseinander- 
setzen können oder, wo das nicht 
möglich ist, durch Modelle und plasti- 
sche Vergleiche Einblick in die sie in- 
teressierenden Themen erhalten. 
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In knapp zwei Jahren besteht 
die JU ein halbes Jahrhundert 
Vier kalte Januartage lang dauerte die 
Geburt der Jungen Union Deutsch- 
lands. 55 Frauen und Männer aus ganz 
Deutschland trafen sich vom 17. bis 21. 
Januar 1947 in Königstein/Taunus, um 
den Bundesverband aus der Taufe zu 
heben. Jetzt nähert sich das Jubiläum; 
in knapp zwei Jahren besteht die Junge 
Union ein halbes Jahrhundert. 
Diese interkonfessionelle, von Kriegser- 
eignissen geprägte Bewegung von damals, 
in der sisch christlich orientierte und enga- 
gierte Menschen versammelten, ist inzwi- 
schen zu Europas größter politischer Ju- 
gendorganisation herangewachsen. Über 
160.000 junge Leute bekennen sich zu den 
Zielen und Grundsätzen der Jungen Union. 
Mit Festakt am Gründerort, Ausstellung 
und Sonderpublikation soll das große Ju- 
biläum im Jahre 1997 gefeiert werden. Ei- 
ne speziell vom JU-Bundesverband einge- 
setzte Arbeitsgruppe unter Vorsitz von 
Heinrich Böckelühr (JU-Bundesschatz- 
meister) beschäftigt sich bereits mit der 
Vorbereitung sämtlicher Festaktivitäten. 

Geplant ist eine Wanderausstellung zur 
Geschichte der Jungen Union sowie die 
Herausgabe eines Buches, das mit Bilden1, 

Zeitzeugen-Berichten und Portraits aller 
ehemaligen JU-Bundesvorsitzenden den 
Jugendverband charakterisiert. 

Die Junge Union 

sucht für die  . -** 

Vorbereitung Zeitzeugen 
Wer die Arbeitsgruppe mit Ideen und 
JU-Materialien unterstützen möchte, 
wendet sich an Heinrich Böckelühr 
(Gut Böckelühr, 58239 Sehweite, Tele- 
fon/Fax: 0 23 04/78 93 67) oder an 
Michael Panse, Bundesgeschäftsfüh- 
rer der Jungen Union Deutschlands 
(Annaberger Str. 283, 53175 Bonn; 
Tel.: 0228/31 0011, Fax: 
0228/384520). Die Junge Union rich- 
tet sich bei diesem Aufruf insbesondere 
an Zeitzeugen. 

Internationale Jugendbegegnung in Amerika 
Der christlich-demokratische Kin- 

der- und Jugendverband ver- 
anstaltet vom 6. bis 20. September 
1995 eine internationale Jugend- 
begegnung an der Ostküste der 
USA. Auf dem Programm stehen 
unter anderem Besichtigungen der 
Städte Washington, New York und 
Boston sowie gemeinsame Ausflü- 
ge mit unserer amerikanischen 
Partnergruppe in die nähere Um- 
gebung. Der Teilnehmerbeitrag be- 
trägt für Mitglieder von Frischluft 

1.890 DM, für Nicht-Mitglieder 
1.990 DM und beinhaltet Flug, Un- 
terkunft und Transport innerhalb 
der USA. Eingeladen sind Jugend- 
liche und junge Erwachsene zwi- 
schen 16 und 26 Jahren. Nähere 
Informationen bei: 
Frischluft e.V. 
Annaberger Str. 283 
53175 Bonn 
Tel.: 0228/31 0023 
Fax: 02 28/31 4703 
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Mitgliederoffensive der 
Jungen Union 
^en ersten Teil einer Mitgliederwerbe- 
^ampagne hat Ende April der Bundes- 
verband der Jungen Union gestartet. 
!/nter dem Titel „1+1 = 11.000" wurden 
^500 Funktionsträger der JU auf allen 

rganisationsebenen persönlich ange- 
trieben. 
^n sie richtet sich die Aufforderung, in 
lesem Jahr jeweils ein neues Mitglied zu 

Werben. Die 19 Mitglieder des Bundesvor- 
jtandes haben es vorgemacht und in den 
e|zten Monaten insgesamt 50 neue Mit- 
fe'ieder für den Verband gewonnen. 
|/jjl dieser Aktion soll der altersmäßige 
^tgliederverlust kompensiert und ein 
'ärkerer Basisbezug der Funktionsträger 
gestellt werden. 

1)1 Gespräch mit Nicht-Mitgliedern, wird 
chnell deutlich; wo und wie Veranstaltun- 

^en attraktiver und interessanter gestaltet 
erden müssen. 

? Beitrittsheftchen, Aufkleber und 
S'cker zur Aktion „1+1 = 11.000" 
j^nen in der Bundesgeschäfts- 
le|le der Jungen Union bestellt 

1+1=11.000 
MITGLIEDERWERBEAKTION 

werden: Annaberger Straße 283, 
53175 Bonn, Tel. 0228/310011, 
Fax: 0228/384520. 
• Auch die Bestell-Liste für weite- 
res Werbematerial, für Videos, 
Bücher, Broschüren der Jungen 
Union erhalten Sie auf Anforderung 
in der JU-Bundesgeschäftsstelle in 
der Annaberger Straße. 

Personalie 

Neue Pressesprecherin der Jungen 
Union Deutschlands ist ab l. Mai 
Christine Loerke aus Diepholz in Nie- 
dersachsen. Sie tritt die Nachfolge des 
bisherigen Pressesprechers Alex Mänz 
an. Die 22jährige Journalistin absol- 
vierte, ihr Volontariat bei der Syker 
Kreiszeitung und war zuletzt bei SAT. 1 
in Berlin tätig.      . 
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Bundeskanzler Helmut Kohl spendet 
10.000 DM für die Arbeit des 

Deutsch-Französischen Jugendwerks 
Bundeskanzler Helmut Kohl hat 
dem Deutsch-Französischen Ju- 
gendwerk (DFJW) 10.000 DM ge- 
spendet. Der Betrag ist eine Spende 
anläßlich seines 65. Geburtstages. In 
einem Brief würdigt der Bundes- 
kanzler die Arbeit des DFJW, das ei- 
nen „entscheidenden Beitrag zur 
Versöhnung und dauerhaften Ver- 
tiefung der Freundschaft zwischen 
beiden Völkern geleistet hat". 

Gleichzeitig betont Helmut Kohl, daß 
jede Generation aufs neue ihren Bei- 
trag zur Bewahrung von Frieden und 
Freiheit leisten müsse. Mit seiner 
Spende setzt der Kanzler ein ganz per- 
sönliches Zeichen für die deutsch-fran- 
zösische Zusammenarbeit in Europa. 

Das DFJW wird mit dem Geld ein 
neues Aktionsprogramm initiieren: 
junge Mitarbeiterinnen und Mitarbei- 
ter aus Museen für Zeitgeschichte er- 
halten die Möglichkeit, drei Monate 
lang im Nachbarland zu arbeiten. 
Durch ein solches Programm soll die 
Präsentation von Zeitgeschichte ver- 
bessert werden. 

Das Jugendwerk will damit bei jünge- 
ren Museumsbesuchern das Ge- 
schichtsbewußtsein stärken und den 

Initialzündung für neues 
Programm der Museen der 

Zeitgeschichte in 
Deutschland und Frankreich 

Dialog über die Vergangenheit intensi- 
vieren. Durchgeführt wird das Projekt 
vom Museum für die Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland, dem Ge- 
winner des diesjährigen Museumsprei- 
ses des Europarates, und der General- 
direktion der französischen Museen. 
Das Deutsch-Französische Jugend- 
werk hat seit seiner Gründung im Jahr 
1963 den Austausch von mehr als 
5 Millionen Jugendlichen gefördert. 
Allein im Jahr 1995 werden über 
150.000 Teilnehmer an 7.000 ver- 
schiedenen Programmen in Städtepart- 
nerschaften, Jugendarbeit, Schulen, 
Universitäten, beruflicher Bildung, 
Medien und Kunst teilnehmen. 

Billionen warten auf Erben 
Rund ein Viertel des gesamten Geld- 
vermögens in Westdeutschland wird 
in den nächsten fünf Jahren seinen 
Besitzer wechseln. Denn in Deutsch- 
land rollt, glaubt man der Studie der 
Kölner Unternehmungsberatung 
BBE, eine gewaltige Erbschaftswelle. 

Rund 2,6 Billionen Mark in Geld- 
oder Sachwerten werden dann von 
der Generation der Wirtschaftswun- 
derjahre auf eine relativ geringe Zahl 
an Erben übertragen. Jeder 40. Erbe, 
so BBE, könne mit der Übertragung 
von Familienvermögen in Höhe von 
einer Million Mark und mehr speku- 
lieren. 
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Besser als ihr Ruf 

»An Stellungnahmen, die nachwei- 
sen, wie schlecht Politiker sind, 
herrscht kein Mangel." Mit dieser 
Feststellung begründet der ehemali- 
ge Bundestagsabgeordnete Alexan- 
der Warrikoff das Konzept eines 
..einseitigen" Buches, das zeigt, wie 
die meisten Politiker einfach das tun, 
was auch die meisten Nicht-Politiker 
tun: sich nämlich bemühen, ihre 
Arbeit ordentlich zu machen. 
Dabei zeigt sich aber auch, daß „Po- 
litik spannend ist und aufreibend, be- 
geistern und deprimieren kann, Illu- 
sionen rauben und Ideale prüfen, ri- 
sikoreich und manchmal so kompli- 
ziert ist, daß man fast verzweifelt". 
Warrikoff hat vor 30 Jahren im hessi- 

schen Limeshain einen CDU-Ge- 
meindeverband gründen helfen, war 
Gemeindevertreter, Fraktionsvorsit- 
zender und zwölf Jahre lang Mitglied 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 
Er weiß also, wovon er schreibt, und 
er schreibt „flott und lesbar", wie die 
FAZ bestätigt. 
Wer Einblick in unsere Demokratie 
nehmen will, wie sie im Tagesge- 
schäft und „in action" praktiziert wird, 
kommt an diesem Buch und seinen 
„Argumenten gegen den Zeitgeist" - 
so der Untertitel - nicht vorbei. 

Alexander Warrikoff: Besser als 
ihr Ruf. Jasmin Eichner Verlag, 
Offenburg, 236 Seiten mit 
einem exemplarischen Organi- 
sationsplan des Bundesmini- 
steriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung, Ladenpreis: 39,90 DM. 

Sie finden uns auf der 
top'95 / Messe für Frauen 
Düsseldorf / Messegelände 
6. bis 9. Juli 1995 
Halle 3 • Stand 3 D 24 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Abteilung Frauen und Politik 
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Neues aus Versmold 

• CDU-Lederfußball (wieder lieferbar) 

Ob Torwandschießen, Fußball-Turnier 
oder Versteigerung mit Autogrammen 
berühmter Politiker, mit und um den 
CDU-Lederfußball bieten sich viele 
attraktive Veranstaltungen für die 
ganze Familie an: 

- Torwandschießen: 
Beliebt und bekannt seit Jahrzehnten 
durch das Aktuelle Sportstudio, fiebern 
jeden Samstagabend Millionen Zuschau- 
er mit, wenn die Top-Sportler Ihr Glück an 
der Torwand versuchen. Die dafür not- 
wendige Torwand läßt sich sicherlich mit 
Hilfe aktiver Mitglieder selber herstellen. 

- Fußballturnier 
Veranstalten Sie zusammen mit spontan 
gebildeten Mannschaften eine „Sommer- 
liga", die z.B gegen eine lokale „Promi- 
nentenmannschaft" antritt. Nach dem 
Finalspiel treffen sich alle Sportler Zu- 
schauer, Freunde und Bekannte zur 
gemeinsamen Siegesfeier bei einem 
Generationenfest. 

- Versteigerung 
Lassen Sie den Ball von berühmten Per- 
sönlichkeiten, z.B. von Politikern oder 
Sportlern unterschreiben und versteigern 
Sie den Ball dann zu Gunsten einer 
karitativen Einrichtung. (Achtung! Bitte 
lange Vorlaufzeit für die Unterschriften 
einkalkulieren) 

Bestell-Nr. 9614 
Verpackungseinheit: 1 Ball 
Preis je Ball: 25,80 DM 

• CDU-Plastikball 
Damit können Sie bei Ihrer Veranstaltung 
zusätzlich interessante Spielangebote für 
kleinere Kinder entwickeln. 
Bestell-Nr.: 9933 
Verpackungseinheit: 10 Expl. 
Preis je 10 Expl.: 27,50 DM 

• Einkaufs-Chip 
(Neuproduktion aufgrund der Umfrage'" 
UiD 11/95) 
Wer kennt nicht das Problem - man steh1 

an den Einkaufswagen, und die Suche 
nach einem Markstück beginnt. Mit dem 
Einkaufs-Chip haben Sie immer die pas- 
sende Münze griffbereit. Die Chips wer- 
den komplett mit den dazu passenden 
Chiphaltern geliefert, die Sie an jedem 
Schlüsselbund befestigen oder z.B. auC"1 

im Portemonnaie aufbewahren können- 
Jede Verpackungseinheit enthält 60 E*P 
in drei verschiedenen Farben. 

Bestell-Nr.: 9070 
Verpackungseinheit: 60 Expl. 
Preis je 60 Expl.: 45,- DM 

• „Auf in den Familien-Sommer", 
Aufkleber 

Bestell-Nr.: 9941 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 16-DM 

Aktionstip 
Bauen Sie Ihren nächsten Canvas- 
singstand in der Nähe eines großen 
Kaufhauses, Baumarktes oder z.B. /" 
der Fußgängerzone vor Geschäften 
mit Chip-Einkaufswagen auf und vet' 
teilen Sie den Chip zusammen mit 
dem neuesten Info-Material der CDU- 
Über das nützliche und sehr begehrt 
Werbemittel wird sich jeder freuen. 

Weitere Veranstaltungstips wie z. ° 
„Generationenfest", „Diskussions- j 
treffs" oder „Zeitzeugen im Gespräch < 
finden Sie in dem neuen Aktionsleit' 
faden „50 Jahre CDU", der in jeder 
CDU-Kreisgeschäftsstelle vorliegt. 
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Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 

Postfach 11 64 

33759 Versmold 

Fax (054 23) 41521 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 

Illustrierte „50 Jahre CDU" 
mit Teilnahmekarte 
für Gewinnspiel 

Dieses kostengünstige 
Werbemittel eignet sich 
besonders als Massenverteil- 
mittel für ihre Canvassing-Aktio- 
nen. Auf der Rückseite der Illu- 
strierten finden Sie eine Teilnahme- 
karte für das Gewinnspiel 
„50 Jahre CDU". g 

Bestell-Nr.: 2062 
Verpackungseinheit: 
250 Expl. 
Preis je 250 Expl.: 
77 - DM 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 
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